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8784 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 6. Juli 2012 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Durchführung von ästhetischen Behandlungen und 
Operationen erlassen und das Ärztegesetz 1998 geändert wird 

Ästhetische Operationen (Schönheitsoperationen) sind chirurgische Eingriffe, die weitreichende 
unerwünschte Nebenwirkungen und unerwartete Folgen bzw. Komplikationen nach sich ziehen können. 
Derzeit ist die Durchführung von ästhetischen Operationen nicht auf eine bestimmte Facharztausbildung 
beschränkt. Ebenso sind keine spezifischen Qualitätskriterien normiert. Auf Grund der stark steigenden 
Zahlen der jährlich durchgeführten ästhetischen Operationen ist es dringend erforderlich, 
qualitätssichernde Maßnahmen in diesem Bereich zu normieren. Im Regierungsprogramm für die XXIV. 
Gesetzgebungsperiode ist im Kapitel Gesundheit festgelegt, dass medizinisch nicht notwendige 
Schönheitsoperationen konkret geregelt werden müssen, um dabei medizinische Standards sicherzustellen 
und Missbrauch bei Jugendlichen zu verhindern. 
Ziel des gegenständlichen Beschlusses des Nationalrates ist die Schaffung von Regelungen über die 
Durchführung von ästhetischen Behandlungen und Operationen zum Schutz von Patientinnen und 
Patienten und zur Qualitätssicherung. 
Der Gesundheitsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
17. Juli 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Friedrich Reisinger. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Werner Stadler, Edgar Mayer, Gerd Krusche, die 
Ausschussvorsitzende Martina Diesner-Wais und mit beratender Stimme Elisabeth Kerschbaum. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Friedrich Reisinger gewählt. 

Der Gesundheitsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 17. Juli 2012 mit Stimmeneinhelligkeit 
den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2012 07 17 

 Friedrich Reisinger Martina Diesner-Wais 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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